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Baugebiet zwischen Linnich und Rurdorf (Fortsetzung) 

¶ Klärung Entwässerungsproblematik, zuständige Fachbereiche koordinie-

ren die Vorgehensweise, 3./4. Quartal 2019 ff                                        

Ermittlung der erforderlichen Maßnahmen, Entwicklung Lösungskonzep-

te, 3./4. Quartal 2019 ff                                                                           

Einbindung in die Erstellung des Generalentwässerungsplanes, 3./4. 

Quartal 2019 ff  

¶  Konzepte Ressourceneffizienz, Kontaktaufnahme Faktor X, 3. Quartal 

2019                                                                                                       

Eruierung weiterer Projektansätze, 3./4. Quartal 2019  

¶ Anbindung an Verkehr, Kontaktaufnahme Straßen NRW, 3. Quartal 2019  

¶ Abschließende Klärung Vergaberecht, Einbindung Fachkanzlei, 3./ 4. 

Quartal 2019  

¶ Einplanungsgespräche Haushalt 2020ff, Gespräch terminieren, erforder-

liche Ansätze identifizieren und einplanen, 4.Quartal 2019  

¶ Abstimmung mit SEGL, fortlaufende Abstimmung zum Prozessstand  

 

 

CDU-Anträge 

Nachdem SPD – und PKL-Fraktion Initiative gezeigt und wie beschrieben kon-

krete Anträge zur Entwicklung von Baugebieten eingebracht hatten, wurde es 

bei der CDU-Fraktion plötzlich hektisch. 

Umgehend wurden gleich fünf - gleichlautende - Anträge mit dem Titel 

ĂEntwicklung eines Baugebietes in der Ortschaft é.ñ  gestellt, und zwar f¿r 

Tetz, Ederen, Gevenich, Rurdorf und Körrenzig.  

Viel Mühe hatte man mit diesen Anträgen nicht.,  

Denn bei der Ideenfindung zur grundsätzlichen Überarbeitung des veralteten 

Flächennutzungsplanes waren in den Workshops des Stadtrates natürlich 

schon Möglichkeiten zur Ausweisungen neuer Flächen in allen Ortschaften ent-

wickelt worden. 

Schließlich ist ein Flächennutzungsplan dafür gedacht, langfristig für den ge-

samten Bereich einer Stadt mit allen ihren Ortschaften Planungsperspektiven 

zu formulieren. Folgerichtig hat der Ausschuss in vorhersehbarer Einmütigkeit 

einstimmig folgenden Beschluss gefasst: 

 

Ă Der Ausschuss f¿r Stadtentwicklung und Umwelt empfiehlt dem Rat der 

Stadt Linnich, die Verwaltung zu beauftragen, zur Entwicklung der Bauge-

biete in den einzelnen Ortschaften aufgrund der in den entsprechenden 

Workshops erarbeiteten Ergebnisse diese in die Überarbeitung des FNP 

aufzunehmen.“ 

  

Damit hat der Ausschuss die eigentliche Beschlusslage noch einmal bestätigt. 

Es wird aktiv an der Erarbeitung an der Ausweisung von Baumöglichkeiten in 

allen Ortschaften gearbeitet! 

Schmunzelnd kann man vielleicht am Rande vermerken, dass es im CDU-

Antrag nur um Ortschaften mit CDU-Ortsvorstehern ging und in einem Fall um 

die Heimatortschaft des CDU-Fraktionsvorsitzenden, der sich in der Beratung 

dazu pikanterweise auch noch für befangen erklären musste.  

 

Nicht mehr lustig ist es allerdings, wenn in Tetz im Vorfeld der Ausschusssit-

zung mit erheblichem Aufwand eine Umfrage bei allen Bewohnern gestartet 

wird, ob man denn Interesse an einem Baugrundstück im Ort habe. Für eine 

Untermauerung des Antrages war eine solche Umfrage wie schon dargestellt in 

keiner Weise nötig.  

Leere Betriebsamkeit zu entfalten sollte nicht Sache ernsthafter Lokalpolitiker 

sein. Überdies wurde durch diese Aktion mit Sicherheit bei dem einen oder 

anderen die falsche Vorstellung erweckt, es ginge um die Erschließung neuer 

Flächen in allernächster Zukunft. Wir nehmen an, dass es in gut gemeintem 

Übereifer geschah . 

Kreismäuse AöR 

Stadt gibt eigene Kindergär-

ten an den Kreis ab 
 

Die städtischen Kindergärten Ras-

selbande aus Linnich und Villa Kä-

ferkinder aus Gevenich sind an die 

Kindertagesbetreuung AöR (Anstalt 

öffentlichen Rechts) des Kreises 

Düren übertragen worden. 

Somit befinden sich zum 1.08.2019 

insgesamt 27 Tageseinrichtungen in 

Trägerschaft der Kindertagesbetreu-

ung Kreismäuse AöR.  

Acht der kreisangehörigen Städte 

und Gemeinden haben damit ihre 

kommunalen Kindergärten auf den 

Kreis übertragen. Weiter Kommu-

nen stehen in den Startlöchern und 

werden ihre Einrichtungen zum Kin-

dergartenjahr 2020/21 auf den Kreis 

übertragen. 
 

Klimaschutz geht auch Lin-

nich was an 
 

Zukunfts- und Innovationsfähigkeit 

wird von der SPD großgeschrieben. 

Gemeinhin denkt man dabei an den 

Strukturwandel - da sind wir gerade 

dabei, die Chancen für unsere Stadt 

zu erkunden und konsequent zu 

nutzen. Aber auch der spürbare Kli-

mawandel gehört dazu. 

Wollen wir unsere hohe Lebensqua-

lität erhalten, dann können wir nicht 

so tun, als ginge uns das Thema 

nichts an. Deshalb hat die SPD-

Fraktion den Antrag der Grünen, die 

Eindämmung der Klimakrise und ih-

rer schwerwiegenden Folgen als 

Aufgabe von hoher Priorität zu se-

hen, unterstützt.  Als nächstes soll 

ein Workshop des Ausschusses für 

Stadtentwicklung und Klimaschutz 

Möglichkeiten der Umsetzung er-

kunden. Die Vertreter unserer Frak-

tion werden sich hier und an allen 

anderen Stellen dafür einsetzen, 

dass dort, wo es möglich ist, bei 

Entscheidungen der Stadt Klimage-

sichtspunkte angemessen und mit 

der nötigen Ernsthaftigkeit berück-

sichtigt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Steuerhebesätze 
 

Grundsteuer A                     340 % 

Grundsteuer B                     600 % 

Gewerbesteuer                    540 % 

 

Damit liegt Linnich im Mittelfeld 

der Kommunen im Kreis Düren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sportinfrastruktur  wird verbessert — die Gesamtschule im Blick 

Neuer Sportplatz für Linnich 
Kunstrasenplatz für die Stadt - und die Umwelt wird auch geschützt! 

 

Die SPD-Fraktion sieht mit Freude, dass die Bürgermeisterin der 

Stadt Linnich große Anstrengungen unternimmt, Fördermöglich-

keiten für unsere Stadt konsequent zu nutzen. So auch im 

Sportbereich: 

Aus dem Investitionspaket „Soziale Integration im Quartier NRW 

2019ñ wurden 1,44 Millionen an Fºrdermitteln f¿r die Einrichtung 

eines Kunstrasenplatzes u.a. für den Schulsport in Linnich er-

folgreich beantragt. Damit wird die Stadt Linnich ihrem Ruf als 

verantwortungsbewusster und engagierter Schulträger einmal mehr gerecht. 

Nicht zuletzt kommt dies der Gesamtschule Aldenhoven-Linnich zugute, deren 

pädagogisches Konzept mit Sport als Profil in der Oberstufe so wirksam unter-

stützt wird.  

Allerdings sind Kunstrasenplätze in die Kritik geraten, weil Mikroplastikteile in 

die Umwelt eingetragen werden und mehr und mehr als gesundheitliche Belas-

tung gesehen werden. Einzelne Bundesländer erwägen sogar schon, die För-

derung von Plätzen, auf denen Mikroplastik eingebracht wird, gänzlich zu ver-

bieten. Deshalb hat die SPD-Fraktion im Juli diesbezüglich eine Anfrage an die 

Bürgermeisterin gerichtet. Das Ziel ist es, auf die Verwendung moderner alter-

nativer Füllstoffe hinzuwirken - 

natürlich unter Erhalt der schon 

erfolgten Förderzusage für die 

Landesmittel.   

Das ist pragmatischer Umwelt-

schutz, wie wir ihn uns vorstel-

len! 
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- 40 Mrd. ú vom Bund f¿r den Strukturwandel in den Revieren! 

 

Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat im August bei seinem Besuch im Rheinischen Revier auf einer Bürgerversammlung 

in Jülich noch einmal deutlich gesagt, dass der Bund zu seinen Finanzierungszusagen für den Strukturwandel in den 

Braunkohlerevieren steht. 

 

Für Olaf Scholz bleibt es dabei: „Der Ausstieg aus der Kohleverstromung ist eine politische Entscheidung und ein wichtiger 

Beitrag zum Klimaschutz. Der Bund unterstützt die von einem erheblichen Strukturwandel betroffenen Regionen in den 

kommenden zwei Jahrzehnten dauerhaft und verlässlich mit erheblichen Mitteln. Insgesamt 40 Mrd. Euro werden zur Ver-

fügung gestellt, um Infrastrukturprojekte in den ehemaligen Kohleregionen zu fördern. Die Mittel für diese Projekte fließen 

vornehmlich aus den Investitionsbudgets der jeweils zuständigen Ressorts. Zusätzlich verstärkt der Bund diese Anstren-

gungen mit jährlich 500 Mio €.“ 

  

Fazit: Der Bund steht zu seinem Versprechen, insgesamt 40 Mrd. € für die Braunkohlereviere zur Verfügung zu 

stellen. Bei der Finanzierung des Strukturwandels hat Olaf Scholz geliefert! 


